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Der NWO-Moloch "Vereinte Nationen" (UN) fördert die  Massenmigration 

Wir müssen die Menschen dort abholen wo sie stehen, und dorthin rudern, wo sie nicht 
mehr stehen können. 
Friesischer Wahlspruch 

Am 1. Januar 1942 unterzeichneten in Washington 26 Nationen - einschließlich UdSSR - den 
Pakt der "Vereinten Nationen" und verpflichteten sich, keinen Separatfrieden mit dem NS-
Regime oder Japan abzuschließen (x041/123). 
Im Pakt der "Vereinten Nationen" hieß es z.B. (x106/150): >>... Die unterzeichneten Regie-
rungen ... sind überzeugt, daß ein vollständiger Sieg über den Feind von größter Bedeutung 
für die Verteidigung der Existenz, Freiheit und Unabhängigkeit der Nationen, die Erhaltung 
der Menschenrechte und der Gerechtigkeit in ihren eigenen wie in den anderen Ländern ist, 
die jetzt im gemeinsamen Kampf gegen die wilden und brutalen Kräfte stehen, die die Welt zu 
unterjochen drohen.  
Sie verpflichten sich ... ihre militärischen und wirtschaftlichen Hilfsmittel gegen die Mit-
gliedsstaaten des Dreimächtepaktes, mit denen sie im Kriege stehen, einzusetzen und keinen 
separaten Waffenstillstand oder Frieden abzuschließen.<< 
Während der Konferenz von Bretton Woods (1.07. bis zum 22.07.1944) gründeten 44 Staaten 
der "Vereinten Nationen" einen internationalen Währungsfonds, um nach dem Kriegsende ein 
Weltwährungssystem zu errichten. 
Im Verlauf der Konferenz von Dumbarton Oaks (21.08. bis zum 7.10.1944) empfahlen Nord-
amerika, England, die UdSSR und China die Auflösung des "Völkerbundes" und die Grün-
dung der "Vereinten Nationen". 
Die USA, Großbritannien, UdSSR und China vereinbarten während der Konferenz von Dum-
barton Oaks (in der Nähe von Washington) am 9. Oktober 1944 die Gründung der "Vereinten 
Nationen" (Ersatz für den gescheiterten Völkerbund). 
Im Verlauf der Jalta-Konferenz (4. bis 11. Februar 1945) auf der Halbinsel Krim beschlossen 
"Die Großen Drei" u.a. die Festlegung einer Gründungscharta für die "Vereinten Nationen". 
Jedes Mitglied des Sicherheitsrates erhielt im Konfliktfall ein Vetorecht und war dadurch spä-
ter in der Lage, die Handlungsfähigkeit der UNO zu blockieren.  
Die Satzungen der Vereinten Nationen (UNO), vor allem die Charta der Vereinten Natio-
nen und die 'Allgemeine Erklärung der Menschenrechte', stammten in erster Linie von 
US-Freimaurern. 
Bei der UNO-Gründung im Jahre 1945 waren unter den US-Delegierten mindestens 47 CFR-
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Mitglieder (unter anderen David Rockefeller). Das UNO-Emblem stellt eindeutig ein Frei-
maurersymbol dar. Die 33 Gradfelder des Globus der UNO und die 33 Steine der Pyramide 
verweisen z.B. auf die 33 Grade des "Schottischen Ritus" der Freimaurer. Die 13 Ähren links 
und rechts des Globus zeigen die jüdische Glückszahl, die 13. Die 13 ist die wichtigste Zahl 
der Freimaurer und hat verschiedene Bedeutungen.  

 
Abb. 70 (x297/203): Sonderbriefmarke mit dem Gebäude der UNO. 

Der Uno-Gründung folgten später zahlreiche internationale NWO-Organisationen, wie z.B. 
NATO, EU, Internationaler Strafgerichtshof, IWF und Weltbank, Welthandelsorganisation, 
Atlantik-Brücke (fördert seit 1952 u.a. erfolgversprechende Nachwuchspolitiker), Bilderberg-
Konferenzen (seit 1954 finden jährlich informelle Treffen von einflußreichen Personen aus 
Politik und Wirtschaft statt). 
Am 16. Juni 1945 wurde das Statut der Vereinten Nationen veröffentlicht (x058/377-378): 
>>Kapitel I: Ziele und Grundsätze. 
Artikel 1: Die Ziele der Vereinten Nationen sind:  
1. Internationalen Frieden und internationale Sicherheit aufrechtzuerhalten und zu diesem 
Zwecke: wirksame gemeinsame Maßnahmen zur Verhütung und Beseitigung von Bedrohun-
gen des Friedens und zur Unterdrückung von Angriffshandlungen oder anderen Friedensbrü-
chen zu treffen und auf friedlichem Wege und gemäß den Grundsätzen der Gerechtigkeit und 
des Völkerrechts für die Schlichtung oder Entscheidung zwischenstaatlicher Streitfragen oder 
Regelung möglicherweise zu einem Friedensbruch führender Situationen zu sorgen;  
2. freundschaftliches, auf Achtung für den Grundsatz gleicher Rechte und der Selbstbestim-
mung der Völker beruhende Beziehungen zwischen Nationen herbeizuführen und zu pflegen 
und andere geeignete Maßnahmen zur Stärkung allgemeinen Friedens zu treffen;  
3. Zusammenarbeit der Nationen zu erzielen in der Lösung internationaler, wirtschaftlicher, 
sozialer, kultureller und humanitärer Probleme und bei der Förderung und Unterstützung des 
Respekts für die Grund- und Freiheitsrechte des Menschen für alle, ohne Unterschied der 
Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der Religion; und  
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4. ein Mittelpunkt zu sein, von dem aus die Handlungen der Nationen zur Erreichung dieser 
gemeinsamen Ziele in Einklang gebracht werden.  
Artikel 2: Die Organisation und ihre Mitglieder sollen entsprechend den in Artikel 1 festge-
stellten Zielen in ihren Handlungen folgende Grundsätze beobachten:  
1. Die Organisation beruht auf dem Grundsatz gleicher Souveränität aller ihrer Mitglieder.  
2. Um die aus der Mitgliedschaft sich ergebenen Rechte und Rechtsvorteile für alle Mitglieder 
zu sichern, sollen alle Mitglieder die von ihnen gemäß dem gegenwärtigen Pakt übernomme-
nen Verpflichtungen in Treu und Glauben erfüllen.  
3. Alle Mitglieder sollen ihre zwischenstaatlichen Streitigkeiten auf friedlichem Wege auf 
eine solche Weise schlichten, daß internationaler Friede und internationale Sicherheit und Ge-
rechtigkeit nicht gefährdet werden. 
4. Alle Mitglieder sollen in ihren zwischenstaatlichen Beziehungen Androhung oder Anwen-
dung von Gewalt gegen die Unversehrtheit des Gebietes oder politische Unabhängigkeit ir-
gendeines Staates oder sonst irgendeine andere mit den Zielen der Vereinten Nationen unver-
einbare Handlungsweise unterlassen. ... 
Artikel 4:  
1. Mitgliedschaft in den Vereinten Nationen steht allen anderen friedliebenden Staaten offen, 
welche die in dem gegenwärtigen Pakte enthaltenen Verpflichtungen übernehmen und nach 
Ansicht der Organisation fähig und willig sind, diese Verpflichtungen zu erfüllen. ...<<  
Die UN-Satzung begann mit folgenden Worten (x069/202): >>Wir, die Völker der Vereinten 
Nationen, sind entschlossen, die nachfolgenden Generationen vor der Geißel des Krieges zu 
bewahren, der zweimal zu unseren Lebzeiten unsagbares Elend über die Menschen gebracht 
hat, und den Glauben an die fundamentalen Menschenrechte, an die Würde und den Wert der 
menschlichen Person und an die gleichen Rechte von Männern und Frauen und der großen 
wie der kleinen Völker erneut zu bekräftigen und Verhältnisse herzustellen, unter denen Ge-
rechtigkeit und Achtung vor den Verpflichtungen aufrechterhalten werden können, die sich 
aus den Verträgen und anderen Quellen des Völkerrechts ergeben.<< 
Die von den Siegermächten des Zweiten Weltkrieges gegründeten Vereinten Nationen nann-
ten in ihrer Charta als Zweck dieser Organisation die Sicherung des Friedens und der interna-
tionalen Sicherheit, die Herstellung freundschaftlicher Beziehungen zwischen den Völkern, 
ihre Zusammenarbeit bei der Lösung internationaler politischer, wirtschaftlicher, sozialer und 
kultureller Probleme sowie die Förderung und Achtung der Menschenrechte. 
Am 26. Juni 1945 unterzeichneten in San Francisco 50 Nationen die Charta der Vereinten Na-
tionen.  
Bei dieser Konferenz wurde jedoch ausdrücklich darauf hingewiesen, daß die deutschen 
Vertriebenen und Flüchtlinge aufgrund der UN-Feindstaatenklauseln Artikel 53 und 
Artikel 107 der Charta der Vereinten Nationen von der internationalen Flüchtlingsfür-
sorge ausgeschlossen werden (x024/344).  
Das Nachrichtenmagazin "Der Spiegel" (39/1968) berichtete am 23. September 1968 über die 
"FEINDSTAATEN-KLAUSEL": >>Form des Klassenkampfs 
Bonns zweiter Kanzler Ludwig Erhard hatte vor drei Jahren selbstsicher verkündet: "Die 
Nachkriegszeit ist zu Ende." Bonns dritter Kanzler Kurt Georg Kiesinger mußte erkennen, daß 
sie noch gar nicht begonnen hat. 
Denn 23 Jahre nach dem verlorenen Krieg haben die Deutschen den Frieden noch nicht ge-
wonnen. Von neuem beansprucht die Sowjet-Union ein Recht, das ihr vor genau 24 Jahren im 
Kriege gegen Hitler zugestanden wurde: in Deutschland zu marschieren. 
Damals, am 21. August 1944, drei Monate nach der alliierten Invasion in Nord-Frankreich, 
waren die Außenminister der USA, Großbritanniens, Chinas und der Sowjet-Union in Dum-
barton Oaks, einem Landhaus der US-Regierung in der Nähe Washingtons, zusammenge-
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kommen, um den Entwurf einer "Charta der Vereinten Nationen" zu paraphieren. 
Acht Monate später, am 25. April 1945, stimmten die kriegführenden Alliierten und ihre 42 
Verbündeten dem Entwurf zu. Die neue Friedensordnung sollte alle Nationen für alle Zeit vor 
gewaltsamer Bedrohung schützen.  
Ausgeschlossen von der Uno-Schutzgarantie blieben nur Hitlers Deutsches Reich und reine 
Verbündete: Die Artikel 53 und 107 der Uno-Charta entzogen diesen "Feindstaaten" auf unbe-
schränkte Zeit der Uno-Kompetenz ... 
Nach der deutschen Kapitulation machte die Sowjet-Union bis 1952 siebenmal von den 
Feindstaatenklauseln Gebrauch; so, als sie  
- 1948 bei der Blockade Berlins den Uno-Sicherheitsrat unter Berufung auf den Artikel 107 
durch ihr Veto daran hinderte, den Fall vor die Vollversammlung zu bringen;  
- 1950 bei der Uno-Debatte über die Lage der Kriegsgefangenen in Rußland die Vereinten 
Nationen unter Hinweis auf den Artikel 107 für unzuständig erklärte. 
Doch dann verschwanden die Feindstaatenklauseln auch aus dem Arsenal der Sowjet-
Diplomatie. 
Die ehemaligen Hitler-Verbündeten Bulgarien, Ungarn, Rumänien, Italien, Finnland und Ja-
pan wurden selbst Mitglieder der Uno. Und die Westmächte versprachen der Bundesrepublik 
in ihrer Londoner Erklärung vom 3. Oktober 1954, sie entsprechend dem Artikel 2 der Uno-
Charta (Achtung der souveränen Gleichheit, Nichteinmischung in die inneren Angelegenhei-
ten) als gleichberechtigten Staat zu betrachten. Ein Jahr danach versicherte auch die Sowjet-
Union der DDR, daß die gegenseitigen Beziehungen "auf voller Gleichberechtigung, gegen-
seitiger Achtung der Souveränität ... beruhen".  
Doch der Schein trog. Zwölf Jahre später, im November 1967, kramte Moskau die Uno-
Klauseln wieder die feindlichen Staaten aus der Rumpelkammer des Völkerrechts. In einem 
Aide-mémoire an die Bonner Regierung wies die Sowjetregierung darauf hin, daß sie sich 
entsprechend der Uno-Charta weiterhin zu "Maßnahmen gegen irgendeinen Feindstaat" - und 
mithin auch gegen die Bundesrepublik - berechtigt fühle. 
Die Bundesrepublik, so dozierte die Sowjetregierung, könne "keinen Anspruch auf die gleiche 
Stellung, wie sie die anderen europäischen Staaten haben ... erheben". Denn: "Im Unterschied 
zu diesen Staaten hat die BRD nicht nur keinen Friedensvertrag, sondern betreibt außerdem 
eine Politik, die den Frieden bedroht." 
Schwaben-Kanzler Kiesinger forcht (fürchtete) sich: "Die Sowjet-Union könnte die Charta der 
UN zum Vorwand nehmen, um bei uns gewaltsam zu intervenieren." Offenbar wolle der 
Kreml "uns in die Knie zwingen". 
Und des Kanzlers außenpolitischer Zuredner Eugen Gerstenmaler bekam Angst, "daß sich der 
Kreml das Recht vorbehalten will, wenn immer ihm das richtig erscheint ... gegen die Bundes-
republik ... vorzugehen, wie er es jetzt gegen die Tschechoslowakei tut". 
Zwar versuchte Außenminister Willy Brandt mit der Versicherung zu beruhigen, die westli-
chen Alliierten hielten die Feindstaatenklauseln für "obsolet", für überholt. Doch schnell stell-
te sich heraus, daß die Bündnispartner von diesen Klauseln noch nie ausdrücklich abgerückt 
waren. Und auch Brandt mußte einräumen: "Selbst haben sie dies so deutlich noch nicht er-
klärt." 
In der Tat: Von keiner der Siegermächte wurden die Verliererklauseln je außer Kraft gesetzt. 
Unter Völkerrechtlern aber ist obendrein noch strittig, ob sie je in Kraft treten könnten. 
Geht man - wie die Juristen des Bonner Auswärtigen Amtes - davon aus, daß die Regeln des 
allgemeinen Völkerrechts, die jedes Staates Integrität garantieren, über der Uno-Charta stehen, 
so sind die Feindstaatenartikel nichts als reines Verfahrensrecht der Uno. Prägnant resümierte 
die "Frankfurter Allgemeine" die Bonner Sicht: "Die Feindstaaten sollten kein Recht haben, 
die Uno um Hilfe anzurufen. Das ist alles." 
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Geht man jedoch - wie sowjetische Völkerrechtler - davon aus, daß die Uno-Charta das Völ-
kerrecht ist, so ermächtigen die Feindstaatenklauseln die Siegermächte zu den von Moskau 
angedrohten "Maßnahmen". 
Stellt man - wie das Bonner Auswärtige Amt (AA) - den Nato-Vertrag "als Lex specialis über 
die Uno-Charta" (Willy Brandt), so sind die Feindstaatenklauseln für die Dauer des Bündnis-
ses nicht anwendbar. 
Stellt man aber - wie die Rechtslehrer des Ostens - die Uno-Charta über den Nato-Vertrag, so 
gehen die Feindstaatenklauseln im Falle einer "aggressiven Politik" der Bundesregierung den 
Bündnisverpflichtungen der westlichen Nato-Partner vor. 
Uneins sind sich Moskau und der Westen überdies darüber, wer nach Artikel 107 der Uno-
Charta - wenn überhaupt - wo intervenieren kann. 
Nach Auffassung der Westmächte nämlich beschränkt das Potsdamer Abkommen die in Arti-
kel 107 festgestellte "Verantwortung für solche Maßnahmen" auf das Besatzungsgebiet der 
jeweiligen Siegermacht. Verantwortung für "Deutschland als Ganzes" könnten die vier ehe-
maligen Besatzungsmächte nur gemeinsam wahrnehmen. 
Die Sowjetregierung hingegen legt das Potsdamer Abkommen so aus, als räume es jedem Si-
gnatarstaat das Recht ein, seine Verantwortung für Deutschland als Ganzes im Alleingang 
wahrzunehmen und notfalls auch zu intervenieren - nach dem Grundsatz des Moskauer Völ-
kerrechtlers D. B. Lewin·. "Völkerrecht ist eine Form des Klassenkampfs." 
In solchem Wirrwarr der Interpretationen wandte sich die Bundesregierung hilfesuchend an 
ihre drei großen westlichen Bündnispartner: Doch verbindliche Rechtsauskunft mochten auch 
sie nicht erteilen. 
London erklärte, es betrachte "die sogenannten Feindstaatenklauseln als irrelevant in dieser 
Situation". In welcher Situation sie relevant sein könnten, ließ die britische Regierung offen. 
Paris befand, die russische Interpretation sei "mißbräuchlich und ungenau". Wie genau sie ist, 
sagte die französische Regierung nicht. 
Und Washington versicherte, daß die Artikel 53 und 107 der Sowjet-Union nicht das Recht 
einräumten, "einseitig mit Gewalt in der Bundesrepublik Deutschland zu intervenieren". Ob 
eine mehrseitige Intervention möglich wäre, verschwieg das Weiße Haus. 
Bonn war so klug als wie zuvor. Kanzler Kiesinger mochte nun plötzlich das "dumme Gerede 
der Nichtjuristen" nicht mehr hören. Vor dem Fraktionsvorstand der CDU/CSU rüffelte er am 
letzten Mittwoch Parteifreunde, die sich - wie er - über die Feindstaatenklauseln allzusehr 
aufgeregt hatten. Denn wer das tue, so meinte der Regierungschef, erkenne damit indirekt den 
russischen Standpunkt an, daß sie anwendbar seien. 
Die Polit-Planer des Auswärtigen Amts haben mittlerweile in den so bedrohlich scheinenden 
Uno-Klauseln gar wohltuende Wirkungen für die deutsche Wiedervereinigungspolitik ent-
deckt. 
AA-Chef Brandt: "In den Artikeln steckt etwas, was wir nicht einfach beiseite schieben soll-
ten, nämlich die Verantwortung der vier Mächte gegenüber Deutschland als Ganzem - bis zu 
einer friedensvertraglichen Regelung."<< 
Die Bundesrepublik Deutschland und die Deutsche Demokratische Republik wurden am 18. 
September 1973 in die Vereinten Nationen aufgenommen, obwohl sie weiterhin zu den sog. 
"Feindstaaten" des Zweiten Weltkrieges gehören. 
Aufgrund der UN-Feindstaatenklauseln (Artikel 53 und 107) können gegen Feindstaaten des 
Zweiten Weltkrieges, ohne besondere Ermächtigung durch den UN-Sicherheitsrat, Zwangs-
maßnahmen verhängt werden. Die Alliierten sind z.B. ermächtigt, bei aggressiven politischen 
Ausnahmezuständen in Deutschland jederzeit ohne ein UN-Mandat militärisch einzugreifen.  
Die UN-Feindstaatenklauseln (Artikel 53 und 107) gegen Deutschland wurden auch später 
nicht aufgehoben und existieren noch immer. 
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Der deutsche Schriftsteller Caspar Freiherr von Schrenck-Notzing (1927-2009) schrieb später 
in seinem Buch "Charakterwäsche. Die Re-education der Deutschen und ihre bleibenden 
Auswirkungen" über die UN-Feindstaatenklausel (x306/177-179): >>... Überall sind - jahre-
lang nicht beachtet - Relikte des Ausnahmerechtes gegen die Besiegten des Zweiten Weltkrie-
ges (und dessen Ausdeutungen in Gesinnungen) vorhanden. Sie brauchen nur reaktiviert zu 
werden. Die Sowjetunion hat diese Relikte die ganze Nachkriegszeit hindurch weiterentwik-
kelt und zur konsequenten Basis ihrer Deutschlandpolitik gemacht. Sie kann daher der westli-
chen, aus sich ständig wandelndem Stückwerk bestehenden Deutschlandpolitik eine östliche 
Deutschlandpolitik entgegenstellen, die durch die durchdachte Verknüpfung ihrer Teilstücke 
weit über die russischen Grenzen hinaus werbend wirkt.  
Die Antikommunisten haben diese Deutschlandpolitik zurückgewiesen, weil sie den kommu-
nistischen Stempel trug, die Liberalen haben sie verspottet, weil ihr Sprachgewand nicht den 
von ihnen gesetzten stilistischen Maßstäben genügte. Nach der Herkunft und dem Zusammen-
hang hat keiner von beiden gefragt. 
Das heute noch gültige Ausnahmerecht gegen die Besiegten des Zweiten Weltkrieges beginnt 
mit der Charta der Vereinten Nationen. Nach Art. 53 und Art. 107 sollen die Bestimmungen 
der Charta nicht auf Maßnahmen anwendbar sein, die von den Siegermächten des Zweiten 
Weltkriegs gegen die Besiegten getroffen werden. So konnte anläßlich der Berliner Blockade 
1948 gegen einen Antrag der Vereinigten Staaten auf Aufnahme der Berlinfrage in die Tages-
ordnung der Vereinten Nationen von der Sowjetunion mit Berufung auf Art. 107 der UNO 
Satzung eingewandt werden, daß die Zuständigkeit der Vereinten Nationen dort zu Ende gehe, 
wo Maßnahmen gegen ehemalige Feindstaaten des Zweiten Weltkrieges getroffen würden. 
Als ein CDU-Abgeordneter im Sommer 1964 davon erfuhr und im Bundestag anfragte, was es 
mit diesen Artikeln auf sich habe und was die Bundesregierung unternommen habe, um sie 
beseitigen zu lassen, antwortete Staatssekretär Prof. Dr. Carstens im Namen der Bundesregie-
rung, daß die deutsche Diplomatie sich nicht gedrängt gefühlt habe, etwas zu unternehmen, da 
die Artikel durch die Umstände überholt seien und nicht mehr angewandt würden. Verwun-
derlich, warum sie dann nicht beseitigt werden können.  
Worauf der Staatssekretär anspielte, ist, daß sich die westlichen Alliierten im Friedensvertrag 
mit Japan 1951 verpflichtet haben, sich auch Japan gegenüber von den Grundsätzen des Art. 2 
der UNO-Satzung, der die Gleichberechtigung der Staaten festlegt, leiten zu lassen.  
Die drei Westmächte gaben später bei der Londoner Konferenz am 3. Oktober 1954 eine ähn-
liche Versicherung gegenüber der Bundesrepublik zu Protokoll. Nur haben weder die West-
mächte gegenüber den südosteuropäischen Verbündeten der Sowjetunion, noch Rußland und 
China gegenüber Deutschland und Japan eine solche Verzichterklärung abgegeben. Die Be-
stimmungen, die ein dauerndes Ausnahmerecht gegenüber den Besiegten festlegen, sind nur 
im Gedächtnis deutscher Diplomaten beseitigt. Die Sowjetunion hat die Ausnahmebestim-
mungen gegen die Besiegten des Zweiten Weltkriegs stets gepflegt und sorgsam aufrechter-
halten. 
Der Art. 53 der UNO-Satzung hat das Ziel, "die Wiederaufnahme der Angriffspolitik der Be-
siegten zu verhindern". Wenn die Sowjetunion durch Zitieren dieser Bestimmung den von ihr 
1955 geschlossenen Warschauer Pakt, einen Militärpakt, der sie mit den Staaten ihres Ein-
flußbereiches verbindet, mit der UNO-Satzung in Übereinstimmung brachte, so handelte es 
sich nicht, wie vielfach angenommen, um eine polemische Formel, die die aus der Bundesre-
publik drohenden Gefahren an die Wand malen sollte, um so die Bündnispartner leichter vor 
den eigenen Wagen zu spannen, sondern um eine Berufung auf eine internationale Ordnung, 
der die Vereinigten Staaten einmal zugestimmt hatten und von der abzurücken der Sowjetuni-
on nicht zum Vorteil gereicht. 
"Wiederaufnahme der Angriffspolitik" ist ein Urteil, das über Maßnahmen einer Wiederbe-
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waffnung, bestimmte Waffenausrüstungen deutscher Truppen, über Paktbeitritte und bloße 
Gesinnungsäußerungen gleichermaßen gefällt werden kann. 
Es ist die Schwäche des Adenauerschen Weges der schrittweisen Wiedergewinnung der Sou-
veränität, daß das politische System der Ausnahmebestimmungen gegen die Besiegten des 
Zweiten Weltkriegs dadurch "überholt" wurde, daß man es durch stillschweigendes Einver-
ständnis mit den westlichen Bündnispartnern für überholt gelten ließ. Einverständnis setzt 
beiderseitiges Wohlwollen voraus. Lockert sich das Wohlwollen, muß es durch Geschenke 
wiedererworben werden. Adenauer unterscheidet sich vom Reiter über den Bodensee dadurch, 
daß er nicht ganz ans Ufer gelangt ist. 
Auch in einer ganzen Reihe weiterer Verträge, die von kommunistischen Staaten geschlossen 
wurden, wird die Berufung auf die UNO-Satzung mit Bestimmungen gegen die Bundesrepu-
blik logisch gekoppelt. Der polnisch-sowjetische Vertrag vom 8, April 1965, der den von 
1945 nach 20jähriger Laufzeit ersetzte und Polen und die Sowjetunion zu einer gemeinsamen 
Deutschlandpolitik verpflichtet, bezieht sich in seiner Präambel auf die UNO-Satzung und 
darauf, "daß der westdeutsche Militarismus die Sicherheit in Europa bedroht".  
In Art. 5 verpflichten sich die beiden vertragschließenden Parteien, "alle ihnen zur Verfügung 
stehenden Mittel anzuwenden, um die Gefahr einer Aggression von seiten der westdeutschen 
Kräfte des Militarismus und der Revanche oder von seiten irgendeines Staates, der mit diesen 
Kräften ein Bündnis abschließen würde, zu beseitigen". Die Sowjetunion und Polen berufen 
sich auf das politische System von 1945, das sie nie verlassen haben. Die Amerikaner begin-
nen zu entdecken, daß dieses System für sie auch erhebliche Vorteile brachte. De Gaulle ruft 
immer wieder zur Abkehr von Jalta und zur Errichtung eines neuen Gleichgewichtes auf.  
Nur die deutsche Politik nimmt die großen Tendenzen der Zeit, auch dort wo sie der Hauptbe-
troffene ist, nicht zur Kenntnis. Es ist eine Berufskrankheit der Juristen, die Augenblickslage 
in allen ihren Details scharf zu erfassen, ohne dabei die großen Tendenzen zu sehen, die in sie 
hineingeführt haben und wieder aus ihr herausführen. Das für die Bundesverwaltung charakte-
ristische "Juristenmonopol" läßt die Bundesrepublik im Abstieg immer weiter voranschreiten, 
ohne daß sie dessen gewahr wird.<< 
Prof. Dr. Reinhart Beck schrieb später über die Vereinten Nationen (x051/599-600): >>Ver-
einte Nationen, englisch United Nations (UN) oder United Nations Organization (UNO), Or-
ganisation fast aller Staaten der Erde mit Sitz in New York, gegründet am 26.6.45 durch die 
Unterzeichnung der - am 24.10.45 in Kraft getretenen - "Charta der Vereinten Nationen" 
durch 50 Staaten (alle Gegner des Deutschen Reiches im Zweiten Weltkrieg) zum Abschluß 
einer Konferenz in San Francisco (25.4.-26.6.).  
Initiator der Gründung der Vereinten Nationen war US-Präsident Roosevelt; ihm wird auch 
die Prägung des Begriffs "Vereinte Nationen" zugeschrieben, der erstmals als Bezeichnung für 
die Gegner der Achsenmächte in der im Anschluß an die Atlantik-Charta abgegebenen "Erklä-
rung der Vereinten Nationen" vom 1.1.42 auftauchte.  
Die Charta nennt als Zweck der Vereinten Nationen die Sicherung des Friedens und der inter-
nationalen Sicherheit, die Herstellung freundschaftlicher Beziehungen zwischen den Völkern, 
ihre Zusammenarbeit bei der Lösung internationaler politischer, wirtschaftlicher, sozialer und 
kultureller Probleme sowie die Förderung der Achtung der Menschenrechte. Grundsätze der 
Vereinten Nationen sind:  
Gleichberechtigung aller Mitgliedsstaaten; ihre Verpflichtung, Streitigkeiten friedlich beizule-
gen, sich gegeneinander jeder Gewaltanwendung und -drohung zu enthalten und die Maß-
nahmen der Vereinten Nationen zu unterstützen; die Nichteinmischung der Vereinten Natio-
nen in die inneren Angelegenheiten eines Staates; das Recht aller Staaten, die die Charta der 
Vereinten Nationen anerkennen, auf Aufnahme in die Organisation.  
Die ursprünglich antideutsche Absicht der Vereinten Nationen, ausgedrückt in den sogenann-



 8 

ten Feindstaatenklauseln, ist spätestens seit Aufnahme der Bundesrepublik und der DDR 1972 
überwunden.<<  
In Den Haag trat am 18. April 1946 erstmalig der neue Internationale Gerichtshof der Verein-
ten Nationen (UNO, später UN) zusammen. Die UNO-Mitglieder verpflichteten sich zum 
Verzicht auf Gewaltanwendung. Eingriffe in die jeweilige Landesgerichtsbarkeit sah der 
UNO-Gerichtshof nicht vor. 
Die Generalversammlung der Vereinten Nationen bestätigte am 11. Dezember 1946 in einer 
Resolution die "Nürnberger Prinzipien" und erteilte den Auftrag, einen Verbrechenskodex zu 
formulieren (x086/249) sowie die neuen Grenzen des Deutschen Reiches zu bestimmen. 
Am 9. Dezember 1948 wurde die UN-Konvention "über die Verhütung und Bestrafung des 
Völkermordes" offiziell verabschiedet und verkündet (x075/52-53): >> Nach Erwägung der 
Erklärung, die von der Generalversammlung der Vereinten Nationen in ihrer Resolution 96 (I) 
vom 11.12.1946 abgegeben wurde, daß Völkermord ein Verbrechen gemäß internationalem 
Recht ist, das dem Geist und den Zielen der Vereinten Nationen zuwiderläuft und von der zi-
vilisierten Welt verurteilt wird,  
In Anerkennung der Tatsache, daß der Völkermord der Menschheit in allen Zeiten der Ge-
schichte große Verluste zugefügt hat, und 
In der Überzeugung, daß zur Befreiung der Menschheit von einer solch verabscheuungswür-
digen Geißel internationale Zusammenarbeit erforderlich ist, 
sind die vertragsschließenden Parteien hiermit wie folgt übereingekommen:  
Art. I. Die vertragsschließenden Parteien bestätigen, das Völkermord, ob im Frieden oder im 
Krieg begangen, ein Verbrechen gemäß dem internationalen Recht ist, zu dessen Verhütung 
und Bestrafung sie sich verpflichten.  
Art. II. In dieser Konvention bedeutet Völkermord eine der folgenden Handlungen, die in der 
Absicht begangen wird, eine nationale, ethnische, rassische oder religiöse Gruppe als solche 
ganz oder teilweise zu zerstören: 
a) Tötung von Mitgliedern einer Gruppe;  
b) Verursachung von schwerem körperlichem oder seelischem Schaden an Mitgliedern der 
Gruppe;  
c) vorsätzliche Auferlegung von Lebensbedingungen für die Gruppe, die geeignet sind, ihre 
körperliche Zerstörung ganz oder teilweise herbeizuführen;  
d) Verhängung von Maßnahmen, die auf die Geburtenverhinderung innerhalb der Gruppe ge-
richtet sind;  
e) gewaltsame Überführung von Kindern der Gruppe in eine andere Gruppe. ...<< 
In dieser Erklärung der UNO-Generalversammlung hieß es ferner, daß niemand willkürlich 
festgenommen, in Haft gehalten oder des Landes verwiesen werden darf (Art. 9) und daß jeder 
Mensch das Recht hat, jedes Land, auch sein eigenes Land, zu verlassen sowie in sein Land 
zurückzukehren (Art. 13). Auch eine Verschwörung zur Begehung von Völkermord und be-
reits der Versuch, sind zu bestrafen. 
Diese UNO-Konvention enthielt zwar keine eigene Strafnorm, aber sie verpflichtete die Si-
gnatarstaaten gemäß Art. VI, Handlungen, die als Völkermord definiert sind, unter Strafe zu 
stellen (x086/249). 
Trotz Stimmenthaltung aller "Ostblockstaaten" wurde die UNO-Erklärung der Menschenrech-
te damals allgemein gültig.  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtete später über den Tatbestand des Völker-
mordes (x051/608): >>Völkermord (Genozid), physische (auch kulturelle) Vernichtung natio-
naler, ethnischer, religiöser, sozialer oder rassischer Gruppen.  
Der Tatbestand des Völkermordes ist so alt wie die Menschheitsgeschichte, der Begriff dafür 
wurde im 20. Jahrhundert entwickelt und völkerrechtlich gefaßt. In Ansätzen schon im Gefol-
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ge der Minoritätenverfolgungen in der Sowjetunion seit 1917 formuliert, wurde Völkermord 
kodifiziert nach den Erfahrungen mit der nationalsozialistischen Ausrottungspolitik gegen 
Polen, Slawen und Juden (Endlösung): In Artikel 6c der IMT-Satzung vom 8.8.45 für die 
Nürnberger Prozesse wurde er unter die Verbrechen gegen die Menschlichkeit eingereiht und 
am 9.12.48 Gegenstand des Abkommens zur Verhütung und Bestrafung des Völkermordes, 
das einstimmig von der UN-Vollversammlung angenommen wurde.  
Zum Völkermord zählt danach bereits das körperliche und geistige Schädigen sowie das Töten 
von Mitgliedern einer Gruppe mit dem Ziel ihrer Zerstörung, was durch planmäßige Schaf-
fung unerträglicher Lebensbedingungen, Vertreibung, Geburtenverhinderung u.a. geschehen 
kann.  
1954 trat die Bundesrepublik dem Abkommen bei und schuf in § 220a StGB einen Straftatbe-
stand des Völkermordes.<<  
Der deutsche Jurist und Publizist Heinz Nawratil (1937-2015) berichtete später über den Tat-
bestand des Völkermordes (x026/35): >>... Als Völkermord betrachtet die UNO-Resolution 
über den Genozid vom 9. Dezember 1948 ebenso wie das deutsche Strafrecht (§ 220a des 
Strafgesetzbuches) nicht nur die physische Vernichtung bestimmter Gruppen, sondern auch 
andere Formen der Verfolgung, die zur Zerstörung der Identität dieser Gruppen führen.  
Die Stämme der Schlesier, Ostpreußen, Wolgadeutschen usw. haben praktisch zu existieren 
aufgehört; das Geschehen in den Vertreibungsgebieten - die größte Vertreibung der Weltge-
schichte - müßte als Genozid eingestuft werden, selbst wenn es nicht so viele Menschenleben 
gekostet hätte.<< 
Am 10. Dezember 1948 beschloß die UN-Generalversammlung der Vereinten Nationen eine 
allgemeine Deklaration der Menschenrechte. Die UN-Konventionen zum Schutz der Men-
schenrechte wurden danach für alle UN-Mitgliedstaaten zum bindenden Recht. Alle Staaten, 
die der UN beitraten, waren demnach verpflichtet, die Menschenrechte in ihren nationalen 
Rechtssystemen umzusetzen. 
Bei allen internationalen Vereinbarungen über die Menschenrechte handelte es sich um ver-
bindliche Rechtsakte. Die Einhaltung der Menschenrechte wurde durch die zuständigen Gre-
mien des UN-Menschenrechtshochkommissariats in Genf überwacht und konsequent durch-
gesetzt. 
Die wesentliche Aufgabe der Vereinten Nationen bestand ursprünglich darin, als globales 
Steuerungsinstrument bzw. als positives internationales Ordnungsmittel internationale Kon-
flikte gewaltfrei zu lösen, aber die gegenwärtigen Pläne und Ziele sehen völlig anders aus. Die 
Vereinten Nationen verteidigen schon längst nicht mehr die demokratischen Grundwerte, die 
Interessen des Gemeinwohls und die Selbstbestimmung der einzelnen Nationalstaaten, 
sondern setzen sich in erster Linie für die Durchsetzung eines Weltstaates, für gesellschafts-
zerstörende Ideologien (Genderismus) und für die totalitäre Herrschaft des Geldes bzw. der 
Reichen ein. 
Anstatt das Selbstbestimmungsrecht aller Mitgliedsstaaten zu schützen, mischen sich die Ver-
einten Nationen und ihre Spezialorgane UNICEF, der Hohe Flüchtlingskommissar der VN 
(UNHCR) und die Welthandelskonferenz (UNCTAD) sowie Sonderorganisationen, wie z.B. 
die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation (FAO), die Internationale Arbeitsorganisati-
on (ILO), der Internationale Währungsfonds (IWF), die UNESCO und die Weltgesundheitsor-
ganisation (WHO) verstärkt in die inneren Angelegenheiten der Nationalstaaten ein.  
Die UN und die verbundenen supranationalen Organisationen nötigen oder zwingen die ihnen 
angehörenden Mitgliedsländer seit Jahrzehnten, ihre Souveränität und nationale Rechte an die 
internationalen NWO-Organisationen abzutreten und ständig neue Pseudo-Menschenrechte zu 
akzeptieren, um angeblich weiterhin ein friedliches Zusammenleben in der globalisierten Welt 
zu gewährleisten. 
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Obgleich nicht wenige Mitglieder des UN-Menschenrechtsrats zu den schlimmsten Men-
schenrechtsverletztern zählen, maßt es sich der islamisch unterwanderte UN-Menschen-
rechtsrat an, der "christlichen westlichen Welt" ständig weitere verbindliche Vorgaben zur 
staatlichen Durchsetzung von vermeintlichen Pseudo-Menschenrechtsansprüchen zu machen. 
Auch der umstrittene Migrationspakt der Vereinten Nationen ("Global Compact for Migra-
tion" = Wiedereinführung des im 19. Jahrhunderts verbotenen Sklavenhandels) wurde durch 
den sogenannten "UN-Menschenrechtsrat" erstellt. 
Mitglieder des UN-Menschenrechtsrats sind gegenwärtig z.B.: Angola, Kongo, Nigeria, 
Senegal, Afghanistan, Nepal, Pakistan, Katar, Chile, Mexiko. 
Die globale Migration und die Errichtung einer multikulturellen Gesellschaft werden durch 
den NWO-Moloch systematisch geplant und gefördert. Diese kriminelle Verschwörer-Clique 
des Geldadels und der Weltkonzerne besitzt einen gigantischen Machtapparat, der global die 
gesamte Wirtschaft und Politik beherrscht und lenkt. Diese verdeckt agierende Terror-
Organisation verfügt über ein weltweites Netzwerk von Geheim- und Tarnorganisationen 
(Vereinte Nationen, UN-Sonder- und Unterorganisationen, Nichtregierungsorganisationen, 
zivilgesellschaftliche Interessenverbände usw.). Der NWO-Moloch strebt u.a. folgende Ziele 
an: Vermischung der Völker, Zerstörung der Familien, Schaffung von gleichgeschalteten und 
total überwachten Einheitsmenschen, rechtliche und wirtschaftliche Entrechtung der Men-
schen (Wiedereinführung der Sklaverei), Vernichtung der souveränen Nationalstaaten, 
Installierung einer totalitären Weltregierung. 
Ein US-Politiker berichtete im Jahre 1985 über die Arbeit der Vereinten Nationen (x067/165): 
>>... Teuer, nutzlos, schwatzhaft, antiwestlich, antisemitisch, unrealistisch, handlungsunfähig 
- jeder Vorwurf stimmt und wird mit jeder Vollversammlung berechtigter, die nach großen 
Reden ergebnislos auseinandergeht. ...<< 
Nach Ablauf eines Ultimatums des UN-Sicherheitsrates befreiten die USA und ihre Verbün-
deten vom 17. Januar 1991 bis zum 28. Februar 1991 die vom Irak besetzten kuwaitischen 
Gebiete und griffen den Irak an (Militäraktion "Wüstensturm" bzw. 2. "Golfkrieg").  
Die siegreichen Truppen verzichteten nach der irakischen Niederlage auf die Einnahme Bag-
dads. 
Die USA wollten angeblich einen stabilen, demokratischen Irak begründen, destabilisierten 
danach jedoch in den folgenden Jahren fast den gesamten Nahen Osten durch militärische 
Angriffe oder versorgten regimefeindliche Gruppen mit Waffen. Die gewaltsamen Auseinan-
dersetzungen im Irak (1991 und 2003), in Libyen (2011) und Syrien (seit 2011) förderten letz-
ten Endes die angestrebte Massenmigration" von Muslimen aus dem Nahen Osten und aus 
Afrika nach Europa. 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete später (im Jahre 2013) im COM-
PACT-Spezial Nr. 2 über den Irakkrieg im Jahre 1991 (x348/12-14): >>Die Neue Weltord-
nung  
_ von Gerhard Wisnewski  
Die Operation Wüstensturm gegen den Irak war der erste Krieg nach dem Untergang des War-
schauer Paktes. Er wurde an der medialen Front begonnen und gewonnen. Die Greuelpropa-
ganda der Amerika griff alte Muster auf. 
Man schreibt den 10. Oktober 1990. Vor dem Menschenrechtsausschuß des US-Kongresses 
sagt ein hübsches, 15-jähriges Mädchen aus. Einen Namen oder Nachnamen hat es nicht, be-
ziehungsweise nur einen falschen: "Nayirah".  
Mit gedämpfter Stimme hatte John Porter, der Vize-Vorsitzende des Gremiums, "unsere 
Freunde in den Medien" gebeten, die falsche Identität zu respektieren, um Nayirah und ihre 
Familie zu schützen. Dann ist sie an der Reihe: Sie komme aus Kuwait, sagt sie, wo sie mit 
ihrer Mutter die Ferien habe verbringen wollen. Aber nach dem Einmarsch der Iraker (am 2. 
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August 1990) habe sie sich freiwillig zum Dienst im Al-Idar Krankenhaus gemeldet. Immer 
wieder blickt sie schüchtern auf; ihre Stimme stockt. Was den Kindern von Kuwait angetan 
worden sei, habe ihr Leben für immer verändert.  
"Während ich da war, sah ich, wie die irakischen Soldaten mit ihren Waffen ins Krankenhaus 
kamen. Sie nahmen die Babys aus ihren Brutkästen", schluchzt sie, "nahmen die Brutkästen 
mit und ließen die Babys auf dem kalten Boden sterben". Alle wissen, das bedeutet Krieg: 
Krieg der USA von Präsident Bush Senior gegen den Irak des Saddam Hussein, um Kuwait 
von diesem grausamen Invasoren und seinen Schergen zu befreien.  
Das bedeutet Krieg  
Was viele zu diesem Zeitpunkt noch nicht wissen: Das Mädchen ist keine unbedarfte 15-
Jährige, sondern die Tochter des kuwaitischen Botschafters in den USA, Saud bin Nasir Al-
Sabah. Daher auch das fließende Englisch. Und was man sich nicht hätte träumen lassen: Die 
ganze Geschichte ist erstunken und erlogen. Das Mädchen war mit Hilfe der amerikanischen 
PR-Agentur Hill & Knowlton für seinen Auftritt geschult worden.  
In Wirklichkeit heiße sie Nijirah al-Sabah, wird die Süddeutsche Zeitung später schreiben 
(21.5.2010). Der stellvertretende Chef von Hill & Knowlton, ein gewisser Craig Fuller, habe 
sie persönlich für den Auftritt vor dem Kongreß trainiert. Fuller war Bush Seniors ehemaliger 
Stabschef. Die Administration schulte also quasi ihre eigenen Zeugen, um die USA in einen 
Krieg gegen den Irak zu führen - zur Befreiung Kuwaits, einer absoluten Monarchie unter dem 
Herrscherhaus Al-Sabah, zu dem auch die Zeugin Nijirah al-Sabah gehört.  
Bevor die Waffen sprechen, sprechen die Lügner  
Bevor die Waffen sprechen, sprechen erst einmal die Lügner. Und zwar nicht erst seit 1990. In 
Wirklichkeit fußt das gesamte Schicksal der Menschheit auf erfolgreichen Lügen, vor allem 
Kriegslügen. Ohne sie sähe die Welt wohl anders aus. So hätte es zum Beispiel keinen spa-
nisch-amerikanischen Krieg gegeben, der 1898 durch die angebliche Versenkung des US-
Kriegsschiffes Maine im Hafen von Havanna ausgelöst wurde. Vielleicht wären die USA auch 
nie in den Ersten Weltkrieg gezogen, wenn nicht das Passagierschiff Lusitania 1915 genau vor 
die Torpedorohre deutscher U-Boote geschickt worden wäre.  
Der Eintritt der USA in den Zweiten Weltkrieg wurde auch erst durch eine Lüge möglich, 
nämlich den angeblich überraschenden Angriff der Japaner auf die US-Marine-Basis Pearl 
Harbor am 7. Dezember 1941. In Wirklichkeit hatten die Amerikaner die japanische Flotte 
seit Wochen auf dem Schirm. In den sechziger Jahren brauchten die Vereinigten Staaten eine 
weitere Lüge, um ihren Vernichtungskrieg gegen Vietnam führen zu können - den angebli-
chen Überfall auf ein US-Kriegsschiff im Golf von Tongking durch nordvietnamesische 
Schnellboote 1964. Heute wissen wir: Den Angriff hat es nie gegeben.  
Ergebnis: Hetzpropaganda  
Was die angebliche Zeugenaussage Nayirahs angeht, hätte man nüchtern betrachtet auch 
gleich darauf kommen können, daß damit etwas nicht stimmen konnte. Schließlich wies 
"Nayirahs" abgelesener Text die typischen Merkmale von Propaganda auf:  
- auf die Spitze getriebene, sinnlose Greuel;  
- Zivilisten, insbesondere Kinder, als Opfer;  
- totale "Überdrehung" (unnatürliche Übertreibung und Verdichtung von Greueln);  
- Darstellung des Feindes als "tollwütig" und "außer Rand und Band";  
- extrem aufstachelnde Wirkung.  
Propagandawaffe Kind  
Der Sinn bestand darin, das Denken auszuschalten und die Gefühle direkt in Handlungen um-
zusetzen: War das nicht so schrecklich, daß man sofort etwas unternehmen mußte - und zwar 
ohne weitere Fragen zu stellen? Das Motiv der gequälten Kinder ist geradezu ein Klassiker 
zur Rechtfertigung aller möglichen totalitären und kriegerischen Maßnahmen. Mit dem Leid 
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von Kindern läßt sich alles Mögliche begründen, seien es die Kriegspläne eines George Bush, 
die komplette Entwaffnung der Bevölkerung (nach immer neuen "Amokläufen") oder eben 
andere totalitäre Pläne.  
Denn Kinder werden nicht nur sexuell mißbraucht, sondern auch politisch. Ihr Leid ist so 
wirksam, weil einen ihre Mißhandlung in eine sprachlose Wut versetzt. Das war nicht erst 
1990 so, als George Bush Senior einen Krieg gegen den Irak anzetteln wollte. Schon "Napole-
on war in England als Menschenfresser verfemt, der sich vom Fleisch kleiner Kinder ernähr-
te", so Hermann Joseph Hiery in dem Buch Angst und Politik. Im Ersten Weltkrieg verbreite-
ten dann die Engländer die Propagandalüge, die Deutschen würden belgischen Kindern Arme 
und Beine abhacken.  
Schon damals wurde Kaiser Wilhelm II. als "Schlächter von Berlin" bezeichnet und mit einem 
blutigen Messer in der Hand dargestellt - ähnlich wie 80 Jahre danach Saddam Hussein. Erst 
viele Jahre später wurde die Lüge in einer BBC-Dokumentation aufgedeckt und quasi "zu-
rückgenommen".  
Im Grunde genommen tauscht die angloamerikanische Propaganda in ihren Kriegslügen seit 
etwa 100 Jahren nur die Namen ihrer geostrategischen Feinde aus. Und die Sache mit den ge-
quälten Kindern ist einfach zu gut und das Gedächtnis der Menschheit zu schlecht, um sie 
nicht wieder und wieder zu benutzen. Noch am Abend des 10. Oktober 1990 wurde Nayirahs 
"Zeugenaussage" in den amerikanischen TV-Nachrichten ausgestrahlt und erreichte Millionen 
Zuschauer. Nicht weniger als sieben Senatoren zitierten Nayirahs Erzählungen in ihren 
Kriegsreden. Und auch Präsident George Bush Senior nahm etwa ein Dutzend Mal auf Nayi-
rahs Horror-Story Bezug.  
Amnesty und die Brutkastenlüge  
Die Berichte von den "ermordeten Babys" waren schon seit der irakischen Invasion in Kuwait 
am 2. August 1990 in die USA lanciert worden. "Nayirahs" Job war es, der Sache ein Gesicht 
zu geben und sie auf höchster Ebene emotional zu präsentieren. Sozusagen der letzte Schuß 
auf das "psychologische Tor". Sogar Amnesty International war von Anfang an mit von der 
Lügenpartie. In einem Amnesty-Bericht vom 19. Dezember 1990 über Menschenrechtsverlet-
zungen in Kuwait kam auch die Brutkastenlüge vor.  
Ein ehemaliges Vorstandsmitglied von Amnesty USA, der Rechtsprofessor Francis Boyle, 
sagte später in einem Interview, der Bericht sei "schlampig und ungenau" gewesen: "Ich hatte 
den Eindruck, daß er nicht durch die normalen Qualitätskontrollen gegangen war. ... Ich stellte 
mich auf den Standpunkt, daß die Geschichte mit den Babys absolut sensationsheischend war, 
in den USA ganz sicher für Kriegstreiberei genutzt werden würde und die Weichen für einen 
Krieg stellen könnte. Und deshalb hätten wir die Sache wirklich zwecks Überprüfung zurück-
ziehen sollen.  
Aber sie (Amnesty) taten es nicht. ... Schließlich veröffentlichten sie den Report, und Sie wis-
sen, welche schrecklichen Auswirkungen das im Hinblick auf die Kriegspropaganda hatte. 
Mehrere der US-Senatoren, die für einen Krieg stimmten, sagten, daß der Amnesty-Report sie 
beeinflußt habe." (Covert Action Quarterly, Sommer 2002, Ausgabe 73, S. 9-12)  
Prompt wedelte im Fernsehen auch US-Präsident George Bush Senior mit dem Amnesty-
Bericht herum. Und noch am 8. Januar 1991 wiederholte ein leitender Mann von Amnesty die 
Lüge vor dem Kongreß-Ausschuß für Auswärtige Angelegenheiten. Eine denkwürdige Alli-
anz. Wenig später, am 12. Januar, stimmte der US-Kongreß für den Krieg. Am 16. Januar flo-
gen die ersten Bomben auf den Irak.  
Grünes Licht von den Vereinigten Staaten  
Was dabei völlig unterging: Der Krieg war von Anfang an ein Produkt der Vereinigten Staa-
ten. Da kein "Diktator" so verrückt ist, ohne Zustimmung des "Großen Bruders" ein Land zu 
besetzen und eine Öl-Region neu zu ordnen, sicherte sich auch Saddam Hussein vor dem 
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Einmarsch in Kuwait ab.  
Zu diesem Zweck traf er sich am 25. Juli 1990 mit der amerikanischen Botschafterin in Bag-
dad, April Glaspie. Dabei klagte Saddam darüber, von Kuwait in die Enge getrieben worden 
zu sein. Und zwar zum einen durch Preisdrückerei der Kuwaitis beim Rohöl, wodurch er seine 
Kriegsschulden (aus dem Iran-Irak-Krieg) gegenüber dem Land nicht abzahlen könne. Und 
zum zweiten durch illegale Ölbohrunternehmen an der kuwaitisch-irakischen Grenze.  
Dort hatten die Kuwaiter mit Hilfe schräger Bohraktionen irakische Ölfelder angebohrt, wo-
durch dem Irak Milliardenverluste entstanden.  
Was Saddam nicht wußte: Die USA und Kuwait stimmten in der beabsichtigten Schwächung 
Iraks im wesentlichen überein. Daher versuchte der irakische Herrscher, bei Glaspie die Hal-
tung der USA zu einem Einmarsch in Kuwait zu sondieren. Glaspie spielte die Desinteressier-
te und vermittelte den Eindruck, daß die USA sich heraushalten würden. Die USA hätten 
"keine Meinung zu innerarabischen Konflikten, wie Ihre Unstimmigkeiten bezüglich der 
Grenze mit Kuwait", log die US-Botschafterin.  
Dies habe auch Außenminister James Baker betont. Außerdem ließ das US-Außenministerium 
den Irak wissen, es bestünden "keine besonderen Verteidigungs- oder Sicherheits-Verpflich-
tungen gegenüber Kuwait".  
"Die Vereinigten Staaten mögen nicht beabsichtigt haben, Saddam Grünes Licht zu geben", 
schrieben die renommierten Politikwissenschaftler John J. Mearsheimer und Stephen M. Walt 
später, "aber im Endeffekt taten sie genau das." Kaum war Saddam Hussein in Kuwait ein-
marschiert, saß er in der Klemme. Die USA spielten die Überraschten - und Saddams Ein-
marsch in Kuwait zum Verteidigungsfall der "Freien Welt" gegenüber einem bösartigen Dik-
tator hoch.  
Die "offenbar schnelle Einäscherung" von menschlichen Körpern spricht für den Einsatz von 
Napalm, Phosphor und anderen Brandbomben. Solche Brandwaffen wurden 1980 von der 
UNO verboten.  
Wer Propaganda sät, wird Krieg ernten  
Die Greueltaten, die man Saddam Husseins Soldaten unterstellte, wurden nun von den Verei-
nigten Staaten und ihrer Kriegskoalition begangen. Möglich wurde das erst durch die totale 
Entmenschlichung des Gegners, wie in Nijirah al-Sabahs "Zeugenaussage" geschehen. "Nach-
dem Saddam Hussein im Einklang mit der UN-Resolution 660 einen vollständigen Truppen-
abzug aus Kuwait angekündigt hatte", wurden beispielsweise Tausende fliehender Zivilisten 
und Soldaten auf der Straße von Kuwait-Stadt nach Basra bombardiert: "US-Flugzeuge stopp-
ten den Konvoi, indem sie die Fahrzeuge vorne und am Ende zerstörten", heißt es in einem 
Bericht des früheren US-Justizministers Ramsey Clark.  
"Anschließend zerbombten und beschossen sie das Verkehrschaos stundenlang". "Über 60 
Meilen waren mehr als 2.000 Fahrzeuge und Zehntausende von verbrannten und verstümmel-
ten Leichen verstreut", so Clark. Im Unterschied zu Nayirahs "Brutkastenmassaker" wurden 
die Überreste dieses Gemetzels in Film und Bild dokumentiert.  
Zwischen den Militärfahrzeugen sah man zahlreiche Busse und Personenkraftwagen. Die "of-
fenbar schnelle Einäscherung" von menschlichen Körpern spreche für den Einsatz von Na-
palm, Phosphor und anderen Brandbomben, die durch die Genfer Konvention von 1977 ver-
boten seien, so Clark.  
Es gebe "deutliche Anzeichen, daß viele der Getöteten palästinensische und kuwaitische Zivi-
listen waren, die vor den zurückkehrenden kuwaitischen Truppen fliehen wollten." Insgesamt 
forderte der Golfkrieg Zehntausende von Opfern, die genauen Zahlen sind umstritten.  
"Kuwait ist frei. Danke Amerika!", titelte die deutsche Wochenzeitung Die Zeit nach dem "er-
folgreichen" Abschluß dieses Golfkrieges 1992. Was eine deutsche Wochenzeitung eben so 
unter Freiheit versteht. Denn nach dem Krieg wurde aus der absoluten Monarchie Kuwait le-
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diglich eine "konstitutionelle Monarchie" - mit einem Verwandten von "Nayirah" als nach wie 
vor unantastbarem Herrscher: dem Emir Sheikh Sabah al-Ahmad al-Sabah.<<  
Dr. Wolfgang Thüne, damals stellvertretender Sprecher der Landsmannschaft Ostpreußen, 
schrieb anläßlich des Tages der Heimat 1999 in der Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" am 
4. September 1999 (x887/...): >>Menschenrechte sind unteilbar 
… Seit 2.000 Jahren gilt sowohl für den Staat als auch den Privatmann der hehre Satz des rö-
mischen Rechts: Niemand kann mehr Rechte übertragen als ihm selbst gehören. Umgekehrt: 
Niemand kann auf etwas verzichten, das ihm gar nicht gehört. Die Grundrechte sind Individu-
alrechte, über die der Staat nicht verfügen darf. Er hat sie zu achten und zu schützen, das ist 
der Auftrag des Bürgers an "seinen" Staat. Wenn der Staat aufgrund seiner Machthoheit ab-
sichtlich gegen die eine ihm obliegende Sorgfaltspflicht verstößt, dann macht er sich einer 
regulären Amtspflichtverletzung seinen Bürgern gegenüber schuldig und ist zum Ersatz des 
Schadens verpflichtet. 
Bei allen "Ostverträgen" wurde Artikel 25 des Grundgesetzes ignoriert, der besagt, daß das 
Völkerrecht nicht nur Bestandteil des Bundesrechts ist, sondern ihm sogar im Range vorgeht. 
Das Recht auf die angestammte Heimat ist ebenso wie das daraus resultierende Recht auf 
Rückkehr oder das Recht auf Restitution anerkanntes Völkerrecht. Die Haager Landkriegs-
ordnung aus dem Jahre 1907 verbietet es dem Besatzer, das Privateigentum einzuziehen und 
die Menschen kollektiv aus der Heimat zu vertreiben.  
Das Nürnberger Militärtribunal kennzeichnete 1945 Deportationen und Vertreibungen nicht 
nur als Kriegsverbrechen, sondern als Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Die Vollver-
sammlung der Vereinten Nationen bezeichnete die "Prinzipien von Nürnberg" als allgemein-
gültig und erklärte Vertreibungen generell zu unverjährbaren Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit. Auch Zwangsumsiedlungen sind Vertreibungen, auch wenn, wie im Potsdamer Ab-
kommen vom August 1945 gefordert wird, sie "human" erfolgen sollten. Es gibt keine "hu-
mane" Vertreibung, keinen "humanen" Völkermord! 
Der bei den Vereinten Nationen in Genf tätige amerikanische Völkerrechtler Prof. Alfred de 
Zayas schrieb im Ostpreußenblatt vom 6. September 1991: "Völkerrechtlich gesehen verjäh-
ren weder Verbrechen gegen die Menschlichkeit noch Völkermord. Auch wenn die meisten 
Täter bereits verstorben sind: Ihre Verbrechen sind nicht verjährt. Was die staatliche Verant-
wortung bzw. Haftung betrifft, so ist sie keineswegs erloschen. Ferner sind die Menschenrech-
te der Opfer zu berücksichtigen. Wo Recht gilt, da ist auch Abhilfe zu schaffen ... Es muß eine 
Reparation für die Opfer geben." … 
Vertreibungen hören nämlich dann - und erst dann - auf, wenn sich die Vertreiber nicht länger 
an den Früchten fremder Arbeit bereichern können, wenn sich Vertreibung erstens nicht lohnt 
und zweitens vor Menschenrechtstribunalen geahndet und bestraft wird. …<< 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt " berichtete am 8. Juli 2000 (x887/...): >>Die Dis-
kriminierung muß weg 
55 Jahre "Feindstaatenklausel" - wie lange noch?  
Die Vereinten Nationen stehen für Recht und Gerechtigkeit zwischen den Völkern, sie stehen 
für Sicherheit und 55 Jahre nach Unterzeichnung der Charta der Vereinten Nationen vom 26. 
Juni 1945 auch für Kontinuität. 
Kontinuität kann bisweilen auch die Ungerechtigkeit und das Unrecht haben. Die Charta be-
inhaltet für die heutige Zeit unhaltbare weil in hohem Maße ungerechte Regelungen. Artikel 
53 Absatz 1 Satz 2,2 und 3. Halbsatz und Absatz 2 sowie Artikel 107 der Charta der Verein-
ten Nationen erklären beispielsweise Deutschland zum "Feindstaat" und damit für vogelfrei. 
Die Bestimmungen der Artikel 53 und 107 der Charta diskriminieren Deutschland, Österreich 
und Japan, indem Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen ohne Zustimmung des Sicherheits-
rates Zwangsmaßnahmen gegen diese Länder beschließen können, ohne daß hierdurch gegen 
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die Charta verstoßen würde.  
Gemäß VN-Charta gelten die damaligen Achsenmächte im Zweiten Weltkrieg Deutschland, 
Österreich, Italien, und das verbündete Japan als sogenannte Feindstaaten. … 
Bleibt die Feindstaatenklausel rechtlich gültig und mag ihre Anwendung auch noch so sehr 
theoretischer Natur sein, kann dies nur noch als beabsichtige Diskriminierung verstanden 
werden. 
Aus Sicht deutscher Heimatvertriebener ist die aus der Charta erwachsende Diskriminierung 
gleich doppelter Natur, da über die Diskriminierung der Artikel 53 und 107 der VN-Charta 
hinaus auch das Selbstbestimmungsrecht der Völker gemäß Artikel 1 Ziffer 2 der VN-Charta 
für die Bevölkerung der deutschen Ostprovinzen, die zu Millionen brutal vertrieben wurde, 
keine Verwirklichung erfährt. Dieser völkerrechts- und menschenrechtswidrige brutale Akt 
der Vertreibung wird seit den verschiedenen Vertreibungen in den letzten zehn Jahren auf 
dem Balkan vom Internationalen Strafgerichtshof gewissenhaft verfolgt.  
Die Vertreibung der Deutschen bleibt trotz gegenteiliger Erklärungen der Vereinten Nationen 
ein Ausnahmefall, denn Jahrzehnte nach den Nürnberger Prozessen findet eine strafrechtliche 
Verfolgung der Verbrechen Angehöriger der Vertreiberstaaten, selbst wenn ihnen individuel-
les Unrecht im Sinne menschenrechtswidriger Verbrechen nachgewiesen werden kann, nicht 
statt. …<< 
Nordamerikanische und britische Truppen griffen in der Nacht vom 19. auf den 20. März 
2003 den Irak an. 
Das deutsche Nachrichtenmagazin "COMPACT" berichtete später (im Jahre 2013) im COM-
PACT-Spezial Nr. 2 über die US-Begründung für den Irakkrieg im Jahre 2003 (x348/40-42): 
>>9/11 - Die Mutter aller Lügen  
_von Oliver Janich  
Mit den Terrorangriffen des 11. September 2001 begründete die Regierung von George W. 
Bush die Kriege der folgenden Jahre. Dabei springen die Widersprüche und Leerstellen der 
offiziellen Theorie sofort ins Auge. Wäre der 11. September Thema in der Fernsehserie Co-
lumbo, wäre die Folge nach zehn Minuten zu Ende. Jeden Tag bewundern wir im Fernsehen 
Kommissare, denen kleinste Widersprüche reichen, um den Täter zu überführen.  
Weisen jedoch investigative Journalisten und Aktivisten auf Löcher in der offiziellen Theorie 
zum 11. September hin, werden sie nicht etwa wegen ihres kriminalistischen Spürsinns ge-
lobt, sondern als Verschwörungstheoretiker verunglimpft. Dabei sind die Löcher so groß, daß 
eine ganze Galaxie hineinpassen würde. Würde ein Drehbuchautor so eine Story schreiben, 
würde er umgehend gefeuert.  
Die Smoking Gun  
Das ultimative Beweismittel, die "Smoking Gun", wie Amerikaner das nennen, sind natürlich 
die Bilder vom Einsturz von World Trade Center Nr. 7. Von keinem Flugzeug getroffen, sackt 
der Wolkenkratzer - wie von der Regierungsbehörde NIST nach sieben endlosen Jahren bestä-
tigt - in freier Fallgeschwindigkeit in sein eigenes Fundament. Das ist physikalisch unmöglich. 
Nach den Newtonschen Gesetzen geht Masse den Weg des geringsten Widerstandes.  
Das bedeutet, daß ein Gebäude immer auf die Seite kippt, auf der die Struktur nachgibt. Des-
halb sind bei kontrollierten Sprengungen Spezialfirmen nötig, die alle tragenden Teil gleich-
zeitig entfernen. Selbst das gelingt nicht immer, weil die Sprengladungen wirklich exakt zur 
selben Zeit hochgehen müssen. Anzunehmen, daß zufällig verteiltes und nach den Bildern 
kaum vorhandenes Bürofeuer dasselbe Resultat zustande bringen kann, ist absurd. Dasselbe 
gilt natürlich auch für die Twin Towers, also World Trade Center Nummer eins und Nummer 
zwei, aber da dort Flugzeuge hineingeflogen sind, können die Behörden zumindest behaupten, 
daß dies der Grund für den symmetrischen Kollaps war. Das ist auch physikalischer Unsinn, 
aber zumindest leichter zu verkaufen.  
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Mittlerweile haben sich fast 2.000 Architekten, Statiker, Ingenieure und Physiker den Archi-
tects & Engineers for 911 Truth (aefor911truth.org) angeschlossen, die die oben beschriebene 
Ansicht vertreten. Und das sind nur diejenigen, die den Mut hatten, ihre Karriere aufs Spiel zu 
setzen. Schließlich haben sie millionenschwere Auftraggeber, denen das im Zweifel nicht 
recht ist, weil das Image der beauftragenden Firma darunter leiden könnte.  
Luftabwehr? Fehlanzeige!  
Aus kriminalistischer Sicht gibt es jedoch hunderte von weiteren Widersprüchen. Am auffäl-
ligsten ist zunächst, daß es den angeblichen Attentätern gelungen sein soll, die gesamte Luft-
waffe der größten Militärmacht der Welt auszuschalten. Erklärt wird dies mit Inkompetenz. 
Doch das Abfangen von Flugzeugen, die auch nur leicht vom Kurs abkommen, ist reine Rou-
tine. Von September 2000 bis Juni 2001 wurden 67 Flugzeuge von der Flugabwehr NORAD 
abgefangen (AP, 12.8.2002). Im Jahr 2000 waren es insgesamt 129.  
Die Flieger sind normalerweise auf einem 15-Minuten Alarm, was bedeutet, daß sie innerhalb 
von etwa acht Minuten in der Luft sein können (Calgary Herald vom 13.10.2001). Ab 8:13 
Uhr betrachtete die Flugsicherung Flug 11 als entführt (AP 12.8.2002). Um 8:46 Uhr krachte 
Maschine 11 in den Nordturm. Um 9:38 Uhr soll Flug 77 ins Pentagon gestürzt sein. Insge-
samt waren also fast eineinhalb Stunden Zeit, um etwas zu unternehmen. Das ist für die mili-
tärische Abwehr eine Ewigkeit.  
Nun sind in den Jahren danach etliche sich widersprechende Erklärungen aufgekommen, wie-
so kein Flugzeug abgefangen wurde. Eine dieser Erklärungen ist, daß niemand damit gerech-
net hätte, daß Terroristen Flugzeuge als Waffen benutzen könnten (Condoleezza Rice laut 
CBS am 16. Mai 2002). Das ist längst widerlegt, weil die Flugabwehr vor 9/11 etliche solcher 
Übungen abgehalten hat.  
Alleine am 11. September fanden laut Verteidigungsminister Donald Rumsfeld mindestens 
vier solcher Kriegsspiele statt (C-Span, 11.2.2005) Übungsszenario: Flugzeuge werden ent-
führt und in das World Trade Center und andere Hochhäuser geflogen.  
Die Wahrscheinlichkeit, daß dieses Übungsszenario am selben Tag auch Wirklichkeit wird, 
geht gegen Null. Bei staatsterroristischen Anschlägen sind parallele Manöver hingegen häufig 
zu beobachten. Auf diese Weise können die Behörden unbehelligt operieren. Kommt aus Ver-
sehen eine nicht informierte Polizeibehörde den Geheimdiensten ins Gehege, erklärt man, es 
sei nur eine Übung.  
Im Falle von 9/11 hatte diese Parallelität eine weitere Funktion. Durch die gleichzeitig statt-
findenden Manöver konnten die Sicherheitskräfte nicht mehr zwischen echten und falschen 
Radarsignalen unterscheiden. Normalerweise werden Übungen natürlich streng von der realen 
Situation getrennt.  
In diesem Fall geht aber eindeutig aus den Überwachungsbändern, die vom Magazin Vanity 
Fair auf seiner Website veröffentlicht wurden, hervor, daß die Lotsen nicht mehr wußten, 
welches gekidnappte Flugzeug echt war und welches nur zu einer Übung gehörte. Verantwort-
lich für diese Übungen war Colonel Robert Marr. Er hat als diensthabender Kommandant im 
Zentrum der nördlichen Flugabwehr (NEADS) dafür gesorgt, daß die Abfangjäger zu spät vor 
Ort waren. Begründet wird dies mit Mißverständnissen und Irrtümern. Alleine die Tatsache, 
daß dieser Mann nicht auf jeder Titelseite ist und niemals vor irgendeinem Gericht erscheinen 
mußte, spricht Bände. … 
Rumsfelds Visionen  
Doch aus solchen Erklärungsnöten könnten sich die Verantwortlichen notfalls noch herausre-
den. Aber daß das Loch im Pentagon viel zu klein für eine Boeing war und keinerlei eindeutig 
identifizierbare Wrackteile zu erkennen waren, kann nicht wegdiskutiert werden. Auch dafür 
werden die kuriosesten Begründungen geliefert, etwa, daß sich das Flugzeug aufgrund der 
Geschwindigkeit vaporisiert, also praktisch in Luft aufgelöst hätte. Es bleibt dann aber immer 
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noch die Frage, warum es vom am besten überwachten Gebäude der Welt keine Videoauf-
nahmen gibt, die eine Boeing zeigen.  
Die vom Spiegel am 8. Februar 2002 als Beweis gefeierten Bilder des Einschlags zeigen alles 
mögliche, nur keine Boeing. Bis heute hält das FBI 84 Videos unter Verschluß, die unmittel-
bar nach den Anschlägen rund um das Gebäude beschlagnahmt wurden. Eine Klage des An-
walts Scott Hodes - spezialisiert auf das Freiheitsinformationsgesetz (FOIA) - auf Freigabe 
der Bänder scheiterte. Beim angeblich in Shanksville abgestürzten Flug 93 sind ebenfalls kei-
nerlei Wrackteile - wie sonst üblich - zu sehen.  
Weisheiten  
"Laßt uns niemals frevelhafte Verschwörungstheorien im Zusammenhang mit den Anschlägen 
des 11. September tolerieren, boshafte Lügen, die bezwecken, die Schuld von den Terroristen 
selbst abzulenken."  
(G. W. Bush, 10. November 2001) … 
"Ich glaube nicht auch nur eine Minute daran, daß wir alles richtig verstanden haben."  
(Lee Hamilton, stellvertretender Leiter der 9/11-Commission des US-Kongresses)  
"Tatsächlich hält die offizielle Version einer genauen Überprüfung nicht stand."  
(Roland Dumas, französischer Außenminister von 1984 bis 1986 sowie von 1988 bis 1993)  
Hauptverdächtig sind diejenigen, die schon vorab über das Ereignis Bescheid wußten.  
Für jeden Kriminalkommissar würden diejenigen zum Kreis der Hauptverdächtigen gehören, 
die schon vorab über das Ereignis Bescheid wußten. Als oberster Hellseher hat sich dabei 
ausgerechnet der diensthabende Verteidigungsminister Donald Rumsfeld entpuppt. Der Fay-
ettville Observer schreibt am 16. September 2001, daß Rumsfeld am Morgen des 11. Septem-
ber mit einigen Leuten über Raketenabwehr und Terroranschläge in der Vergangenheit sprach. 
Rumsfeld sagte zu den Anwesenden: "Lassen Sie mich Ihnen eines sagen.  
... Es wird noch ein weiteres Ereignis geben." Dann schreibt die Zeitung: "Zwei Minuten spä-
ter krachte ein Flugzeug ins World Trade Center und bewies, daß er richtig lag."  
Rumsfelds erstaunliche hellseherische Fähigkeiten an diesem Tag sind damit nicht zu Ende. 
Der britische Telegraph schreibt am 16. Dezember 2001, daß Christopher Cox, der Vorsitzen-
de des Verteidigungskomitees des Repräsentantenhauses, mit Rumsfeld im Ostflügel des Pen-
tagon vor dem Fernseher saß und das Geschehen in New York betrachtete. Cox erinnerte sich 
daran, daß Rumsfeld zu ihm sagte: "Glauben Sie mir, es ist noch nicht vorbei. Es wird eine 
weitere Attacke geben, und es könnte uns treffen. "Momente später", schreibt der Telegraph, 
"schlug das Flugzeug (ins Pentagon) ein."  
Schon tags zuvor bewies Rumsfeld ein erstaunliches Gefühl für Timing. Am 10. September 
erklärte er einem verdutzten Auditorium, daß 2,3 Billionen Dollar im Haushalt des Pentagon 
unauffindbar seien (CBS, 29.1.2002). Einen Tag später fragte niemand mehr nach dem 
Verbleib dieser unglaublichen Summe. Laut Pittsburgh Post Gazette vom 20. Dezember 2001 
wurden 34 von 65 Angestellten des Resource Office der Armee im Pentagon an diesem Tag 
getötet. Die meisten der in diesem Büro Umgekommenen seien private Wirtschaftsprüfer, 
Buchhalter und Budget-Analysten gewesen.  
Ebenso frappierend ist, daß sowohl der Krieg gegen Afghanistan als auch der gegen den Irak 
bereits vor dem 11. September 2001 geplant waren, obwohl diese Kriege ohne diesen An-
schlag niemals hätten gerechtfertigt werden können. Die BBC meldete am 18. September 
2001, daß die Pläne für eine militärische Aktion in Afghanistan laut dem früheren pakistani-
schen Außenminister Niaz Naik bereits im Juli 2001 für Oktober vorlagen.  
Am 10. September 2001 sollten George Bush die Pläne präsentiert werden (CBS News, 
5.8.2002). Bereits am 7. November 2000 meldete die BBC, daß im Rahmen der Aktion "Swift 
Sword" - der größten Übersee-Übung in der englischen Militärgeschichte - im September 
2001 insgesamt 20.000 Soldaten in den Oman verlegt werden würden. Die "Swift Sword-
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Truppen" wurden später für den Kampf in Afghanistan eingesetzt (Telegraph, 1.10.2001)  
Am 18. Januar 2004 erzählt der von Bush zum Rücktritt gedrängte Finanzminister Paul 
O’Neill in der CBS-Sendung 60 Minutes, daß die Invasion im Irak bereits Anfang 2001 ge-
plant war, was ein Memo, das im Rahmen des Informationsfreiheitsgesetzes ans Licht kam, 
bestätigt. In dem Schriftstück vom 31. Januar 2001 wird eine Sitzung für den 1. Februar 2001 
anberaumt, die den politisch-militärischen Plan für die "Nach-Saddam-Irak-Krise" zum Inhalt 
hatte.  
Während es für die Täterschaft von Osama bin Laden so wenige Beweise gibt, daß selbst das 
FBI ihn dafür nicht auf die Fahndungsliste setzte, schmelzen alle vermeintlichen Beweise für 
die offizielle Geschichte nach und nach dahin wie Eis in der Sahara nach 1.000 Jahren globa-
ler Erwärmung. Der einzige indirekte Zeuge dafür, daß auf den Flügen überhaupt Entführer 
mit Teppichmessern waren, ist mit Ted Olson ausgerechnet der Anwalt, der George W. Bush 
im Fall gegen Al Gore um die falsch ausgezählten Stimmen im 2000er Präsidentschaftswahl-
kampf vertreten hat und der von Juni 2001 bis Juli 2004 Generalstaatsanwalt unter Bush war. 
Ein Drehbuchautor, der den Anwalt von Bush als Zeugen präsentiert hätte, wäre damit noch 
nicht mal an der Sekretärin eines Produzenten vorbeigekommen.  
Ted Olson will mit seiner Frau Barbara in einem der entführten Flugzeuge telefoniert haben. 
Unglücklicherweise für den Herrn Staatsanwalt kam im Prozeß United States gegen Zacarias 
Moussaoui - einem angeblichen 9/11-Mittäter, dem nur nachgewiesen werden konnte, daß er 
die anderen Beschuldigten kannte - heraus, daß es nur einen Anruf von Barbara Olsen gab. 
Der war "unconnected" (nicht verbunden) und dauerte exakt 0 Sekunden. Wie sagte Inspektor 
Columbo immer so schön? "Das muß ich unbedingt meiner Frau erzählen!" Die war in der 
Serie exakt so oft zu sehen, wie der Welt definitive Beweise für die offizielle 9/11-Story prä-
sentiert wurden: Nie.<< 
Hermann Hitthaler berichtete auf seiner Webseite "www.gottliebtuns.com" über die "Neue 
Weltordnung" (x938/…): >>Auf dem Weg zur Weltherrschaft 
Vereinte Nationen - UNO 
Dunkle Mächte beherrschen die Welt. 
Die neuen Organisationen, die die Round-Table-Groups weitgehend ersetzten, verfolgten ei-
nen doppelten Zweck. Sie dienten als Brains Trust oder Denk-Tanks, die dem Hauptzweck 
der Förderung des Eine-Welt-Ideals diente. Da sie direkte Verbindungen zu den obersten Be-
fehlsebenen des Großgeschäfts, einschließlich Banken, mit Regierungen und politischen Par-
teien und Universitäten unterhielten, dienten diese Körperschaften auch als inoffizielle Ar-
beitsämter, deren Aufgabe darin bestand, angemessen indoktrinierte Rhodes-Schüler in Posi-
tionen zu schleusen, wo man von ihnen erwarten konnte, daß sie ihren ganzen Einfluß aus-
üben würden, um die gemeinsame Vision eines Eine-Welt-Himmels auf Erden verwirklichen 
zu helfen. ... 
Wen dieser Bereich interessiert, kann hier viele Informationen finden und Hintergründe erfah-
ren, ohne Gewähr: Round Table, CFR ... 
Während des Zweiten Weltkrieges Planung der Aufrichtung der VEREINTEN NA-
TIONEN - UNO 
1. Das CFR, mit der Ausarbeitung für Nachkriegspläne beauftragt, entwirft die Statuten der 
VEREINTEN NATIONEN 
Dies ist die Gruppe, die die Vereinten Nationen ersann - der erste große, erfolgreiche Schritt 
auf dem Weg zu einem Welt-Superstaat. Mindestens 47 CFR-Mitglieder waren unter den 
amerikanischen Delegierten bei der Gründung der Vereinten Nationen in San Franzisko im 
Jahre 1945. Es waren neben anderen:  
Harold Stassen, John J. McCloy, Owen Lattimore (der vom senatsinternen Sicherheitsaus-
schuß ein "bewußtes Bindeglied der sowjetischen Verschwörung" genannt wurde), Alger Hiss 



 19 

(kommunistischer Spion), Philipp Jes-
sup, Harry Dexter White (kommunisti-
scher Agent), Nelson Rockefeller, John 
Foster Dulles, John Carter Vincent und 
Dean Acheson.  
Um sicher zu sein, daß die kommuni-
stischen Parteimitglieder die Wichtig-
keit der Etablierung der UN verstanden, 
gab das offizielle theoretische Partei-
journal Political Affairs in seiner April-Ausgabe 1945 folgende Anordnung: 

"Allgemeine Unterstützung und großer Enthusiasmus 
sollten hervorgerufen werden, gut organisiert und 
leidenschaftlich artikuliert. Doch dies genügt nicht. 
Die Opposition muß so hilflos gemacht werden, daß 
sie unfähig ist, irgendeine bedeutende Unterstützung 
im Senat gegen die Charta der Vereinten Nationen 
und die nachfolgenden Verträge zu finden." 
Es ist erstaunlich, daß sich die Parteien noch niemals 
die Frage stellten, weshalb sie eine Organisation un-
terstützen müssen, die von den ihnen verhaßten Per-

sönlichkeiten der Wall Street beherrscht wird. Die meinungsbildenden Vertreter der Massen-
medien haben sich geradezu selbst übertroffen, indem sie die UN als Friedensorganisation 
anstatt als Fassade der internationalen Bankiers darstellen.  
Die Mitglieder des CFR beherrschten nicht nur die Einrichtung der UN, sie standen auch dem 
amerikanischen Präsidenten bei den Konferenzen in Teheran, Potsdam und Jalta zur Seite, wo 
Millionen von Menschen den Händen Joseph Stalins ausgeliefert wurden - eine gewaltige 
Ausdehnung der kommunistischen Verschwörung. Verwaltungsassistent von F. D. Roosevelt 
war zu dieser Zeit ein Schlüsselmitglied des CFR namens Lauchlin Currie, der später von J. 
Edgar Hoover als Sowjetagent identifiziert wurde. 
So vollendet hat das CFR das Außenministerium in den vergangenen 38 Jahren beherrscht, 
daß außer Cordell Hull, James Byrnes und William Rogers alle Staatssekretäre CFR-
Mitglieder waren. Rogers war kein Mitglied, doch Mr. Nixons Hauptberater in auswärtigen 
Angelegenheiten, Prof. Henry Kissinger, wechselte aus dem Stab des CFR zu diesem Posten 
über. Auch die Untersekretäre des Außenministeriums sind fast durchweg Mitglieder. 
2. Eindeutiges Ziel des CFR ist und bleibt Errichtung einer Weltregierung, einer "inter-
nationalen Ordnung" 
Auch heute arbeitet das CFR aktiv auf sein Hauptziel hin, die Regierung über die ganze Welt - 
einer Regierung, die von den Insidern und deren Verbündeten kontrolliert werden soll. Das 
Ziel des CFR ist also schlichtweg die Abschaffung der Vereinigten Staaten mit ihrer konstitu-
tionell garantierten Freiheit. Und es wird noch nicht einmal versucht, dies zu verbergen: Study 
Nr. 7, vom CFR am 25. November 1959 veröffentlicht, rät offen zur "Bildung einer neuen 
internationalen Ordnung, (welche) dem Verlangen der Welt nach Frieden (und) nach sozialer 
und wirtschaftlicher Veränderung entsprechen muß. … eine internationale Ordnung (das 
Codewort für Weltregierung) … inklusiv der Staaten, die sich selbst als Sozialisten 
(Kommunisten) bezeichnen." 
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Diese Motivation wird für die verständlich, die die Mit-
gliederliste des CFR studiert haben. Internationale Bank-
organisationen, die gegenwärtig Mitglieder des CFR stel-
len, sind u.a.: Kuhn-Loeb & Co.; Lazard Freres (direkt 
verbunden mit Rothschild); Dillon Read; Lehman Bros.; 
Goldman, Sachs; Chase Manhattan Bank; Morgan Gua-
ranty Bank; Brown Bros. Harriman First National City 
Bank; Chemical Bank and Trust und Manufacturers 
Hanover Trust Bank. 
Führende Männer von folgenden großen Gesellschaften 
sind Mitglieder des CFR: Standard Oil, IBM, Xerox, 
Eastman Kodak, Pan American, Firestone, US Steel, 
General Electric und American Telephone and Telegraph 
Company. 
Ebenfalls Mitglieder der CFR sind Männer von so offen-
sichtlich linksgerichteten Organisationen wie der Fabian 
Socialist Americans for Democratic Action (FS), die 
Socialist League for Industrial Democracy - früher Intercollegiate Socialist Society - und die 
United World Federa-lists, die offen zu einer Weltregierung mit den Kommunisten raten.  
So ergebene sozialistische Arbeiterführer wie vormals Walter Reuther, David Dubinsky und 
Jay Lovestone waren ebenfalls Mitglieder des CFR. Man hält diese Männer und Organisatio-
nen doch für eingefleischte Gegner der oben aufgeführten Banken und Gesellschaften, den-
noch gehören sie demselben Lager an. Es liegt auf der Hand, warum diese Tatsache nicht pu-
blik gemacht wird. 
Das CFR ist völlig verknüpft mit den großen Stiftungen und den sogenannten "Denkfabriken". 
Mit eingeschlossen in diese Verknüpfung sind die Rockefeller-, Ford- und Carnegie-
Stiftungen und die Rand-Corporation, Hudson Institut, Fund - for - the - Republic und Broo-
kings Institute.  
Unter den Kommunikationsgesellschaften, die im CFR 
vertreten sind, finden wir: National Broadcasting Corpo-
ration, Columbia Broadcasting Corporation, Time, Life, 
Fortune, Look, Newsweek, New York Times, Washing-
ton Post, Los Angeles Times, New York Post, Denver 
Post, Louisville Courier Journal, Minneapolis Tribune, 
die Knight-Zeitungen, McGraw-Hill, Simon & Schuster, 
Random House, Little Brown & Co., McMillan Co., 
Viking Press, Saturday Review, Business Week, Harper 
Bros, und den Club "Das Buch des Monats".  
Wenn die Kontrolle einer Organisation über ein solches 
Aufgebot von Firmen unmöglich erscheint, so nur des-
halb, weil die meisten Leute nicht wissen, daß die Gründer solcher Giganten wie der New 
York Times und NBC (Nationale Rundfunkgesellschaft) von Morgan, Schiff und deren Ver-
bündeten ausgewählt, finanziert und dirigiert wurden. David Ochs von der Times und David 
Sarnoff von der RCA (Radiogesellschaft von Amerika) sind Beispiele hierfür. Beide erhielten 
frühe finanzielle Hilfe durch Kuhn-Loeb & Co. und eine Morgan-Bürgschaft. 
Alle diese Firmen und Gesellschaften haben die Aufgabe, dafür zu sorgen, daß die Öffentlich-
keit das CFR nicht entdeckt und seine Rolle bei der Erschaffung einer sozialistischen Welt-
diktatur nicht ausfindig macht. … 
Stiglitz und der Herdentrieb 
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Der Nobelpreisträger und Informationsökonom Joseph E. Stiglitz läßt keinen Zweifel daran, 
daß eine kritische Presse dem Herdentrieb entgegenwirken könnte, der Spekulationsblasen 
entstehen läßt. Der Journalismus könnte für die nötigen "checks and balances" sorgen und 
"zur Gesundung von Märkten beitragen, die den Bezug zur Realität verloren" haben. Ander-
seits macht Stiglitz klar, weshalb solch ein Anspruch vielfach Wunschdenken bleibt: Journali-
sten "stehen nicht abseits vom Rest der Gesellschaft". Auch sie werden leicht von der Her-
denmentalität erfaßt - es gebe starke Anreize, weshalb sie sich meist nicht "gegen den herr-
schenden Wind" stemmen könnten. 
Auch Stiglitz sieht "in der symbiotischen Beziehung" zwischen Journalisten und ihren Quel-
len eine große Gefahr. Dieses enge Verhältnis füge der Gesellschaft oftmals Schaden zu. Zu-
dem verleite "Hybris Journalisten zur Fehleinschätzung, sie könnten als Empfänger von In-
formationen verzerrte und fehlerhafte Darstellungen aussortieren, solange sie nur die Informa-
tion selbst bekommen". Allzu oft flüchteten Redaktionen obendrein in "He said, she said-
Berichterstattung", ein "einfaches, wenig ausgewogenes Reportieren der verschiedenen Posi-
tionen, ohne jedwede Analyse" - als würde "ein farbenblinder Reporter über den Himmel be-
richten und denen, die ihn für orangefarben erklären, gleiches Gewicht geben wie denen, die 
ihn für blau halten". 
Offenbar ist diese Angst den Job zu verlieren, wenn etwas über die Bilderberger-Gruppe oder 
das CFR und dessen enge Verbindung zur Federal-Reserve und der US-Regierung, bis hin zur 
UNO offengelegt werden müßte sehr groß! Von Verschwörung überhaupt keine Rede aber 
von der Notwendigkeit einer "neuen Weltordnung" bestimmt, um die Massen auf das Kom-
mende einzustimmen. Da jene Weltbürger vom Funktionieren der Demokratie überzeugt sind 
aber wenig bis nichts über biblische Vorhersagen wissen, unterstützen sie die Idee, die "Frie-
den und Sicherheit" verkünden wird! 
(1. Thessalonicher 5,1-5) Was nun die Zeiten und die Zeitabschnitte betrifft, Brüder, braucht 
euch nichts geschrieben zu werden.  
Denn ihr selbst wißt sehr wohl, daß Jehovas Tag genauso kommt wie ein Dieb in der Nacht. 
Wann immer sie sagen: "Frieden und Sicherheit!", dann wird plötzliche Vernichtung sie über-
fallen wie die Geburtswehe eine Schwangere; und sie werden keinesfalls entrinnen.  
Ihr aber, Brüder, ihr seid nicht in Finsternis, so daß jener Tag euch so überfalle, wie er Diebe 
(überfallen) würde, denn ihr alle seid Söhne des Lichts und Söhne des Tages. Wir gehören 
weder zur Nacht noch zur Finsternis. 
Es ist an jedem von uns, die Zeichen die Jesus für das herannahende Ende vorgab zu erkennen 
und selbst sich vor Gott rein zu erhalten! Mit dem Friedensjahr der UNO 1986 und den Frie-
densgebeten der Religionsführer in Assisi, dann Ende August 2001 mit dem Friedenstreffen 
der religiösen Führer in New York vor der UNO im WORLD PEACE SUMMIT wurden erste 
Ankündigungen kommenden "Friedens und Sicherheit" ausgerufen!  
(Daniel 2, 41-43) Und daß du die Füße und die Zehen teils aus geformtem Töpferton und teils 
aus Eisen bestehend sahst: Das Königreich selbst wird sich als geteilt erweisen, aber etwas 
von der Härte des Eisens wird offenbar in ihm sein, da du ja das Eisen mit feuchtem Ton ver-
mischt erblickt hast.  
Und was die Fußzehen betrifft, die teils aus Eisen und teils aus geformtem Ton waren: Das 
Königreich wird sich teils als stark erweisen und wird sich teils als zerbrechlich erweisen.  
Daß du Eisen mit feuchtem Ton vermischt erblickt hast: Sie werden schließlich mit der Nach-
kommenschaft der Menschen vermischt sein; aber sie werden sicherlich nicht aneinanderhaf-
ten, dieses an jenem, so wie sich Eisen nicht mit geformtem Ton vermischt. 
Anglo-Amerika, als die "Füße aus Eisen mit feuchtem Ton vermischt", wird trotz seiner 
scheinbaren Härte nicht zu bestehen vermögen. Die Demokratie erweist sich als schwach und 
die eisenharte Regierung wird das Aufbegehren der Völker nicht zu kontrollieren vermögen! 
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Was aber schlußendlich den Zusammenbruch dieser Weltregierung bewirken wird ist das Ein-
schreiten von Gottes eigenem Engelheer in Harmagedon. Dort wird jede Autorität und jede 
Machtstruktur dieses Systems zum Ende kommen! Das "Königreich der Himmel", das danach 
über die Erde zu herrschen beginnt ist eine vollkommene Theokratie und wird wahren Frieden 
und wirkliche Sicherheit für das ganze Millennium sicherstellen! 
4. Die Idee von Colonel House: Zwei politische Parteien aber nur eine Ideologie die auf 
oberster Ebene verschmelzen 
Colonel House war - es wurde schon erwähnt - der Auffassung, daß es zwei politische Partei-
en, aber nur eine Ideologie geben sollte - den Weltsozialismus. Genauso verhält es sich heute 
in Amerika. Obwohl es philosophische Differenzen zwischen den bodenständigen Demokra-
ten und Republikanern gibt, wird man bei Betrachtung der politischen Parteien feststellen, daß 
diese Differenzen sich nach oben hin immer mehr verlieren. Schließlich verschwinden die 
Unterschiede ganz hinter der vom Establishment gemanagten Pressezensur. An der Spitze 
steht die Kontrolle des CFR. 
George Wallace hatte recht, als er im Jahre 1968 behauptete, es gäbe zwischen den beiden 
Parteien nicht den geringsten Unterschied. 
Folgende Mitglieder der Demokratischen Partei waren oder sind CFR-Agenten: Dean Ache-
son, Alger Hiss, Adlai Stevenson, John Kennedy, Robert Kennedy, Edward Kennedy, Averell 
Harriman, George Ball, Henry Fowler, Dean Rusk, Adam Yarmolinsky, Hubert Humphrey 
und John Lindsa. 
Von den internationalen Bankiers wurden viele, die in der L. B. Johnson-Verwaltung tätig 
waren, für ihre Dienstleistungen mit bequemen und lukrativen Posten belohnt. Unterstaatsse-
kretär George Ball kam zu Lehmann Brothers; Finanzsekretär Henry Fowler zu Goldman, 
Sachs & Co.; der Budget-Direktor Peter Lewis, Finanzuntersekretär Frederick Deming und 
der ehemalige Handelssekretär C. R. Smith wurden von Lazard Freres (Rothschild) aufge-
nommen. Fowler und Deming waren in hohem Maße für die Politik verantwortlich, die dazu 
führte, daß die Nationen Europas die Hälfte unseres Goldes beanspruchten und die US-
Staatskasse all ihrer Silber-Reserven beraubt wurde, die sie während eines Jahrhunderts ange-
legt hatte. Wurden diese Männer aus Mitleid wegen ihrer Unfähigkeit oder zum Dank für ihre 
Verdienste belohnt? 
Die Republikanische Partei wurde von folgenden Männern für das CFR kontrolliert: Dwight 
D. Eisenhower, John Foster Dulles, Thomas E. Dewey, Jacob Javits, Robert McNamara, Hen-
ry Cabot Lodge, Paul Hoffman, John Gardner, dem Rockefeller-Clan, Elliott Richardson, Ar-
thur Burns, Henry Kissinger und Richard Nixon. 
Es wurde zwar jede Verwaltung seit F. D. Roosevelt vom CFR beherrscht, die Nixon-
Regierung hält jedoch durch die Berufung von 110 CFR-Mitgliedern in Schlüsselpositionen 
der Regierung den Rekord. Henry Kissinger repräsentiert das vollkommene Gegenteil von 
dem, wofür Richard Nixon in seiner Wahlkampagne einzutreten versprach. Liberale und Kon-
servative sind sich einig, daß Kissinger bei weitem der bedeutendste Mann in der Nixon-
Regierung ist. …<< 
Am 19. März 2011 begann der Libyenkrieg (Kriegsende: 23. Oktober 2011). Während des 
Krieges führte die NATO etwa 10.000 Angriffsflüge durch, die etwa 70.000 Bombenopfer 
forderten. 
 


